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Deutsche »Lebensschützer« 

Abteibungsgegner hoffen vergebens
Von Kirsten Achtelik

In den USA bekommen radikale »Lebensschützer« Unterstützung aus der
republikanischen Partei. Auch in Deutschland versuchen einzelne reaktionäre
Politiker, Einfluss auf die Debatte über Schwangerschaftsabbrüche zu nehmen.

Die radikalen Abtreibungsgegner in den USA waren entzückt, als Vizepräsident Mike Pence
beim 44. »March for Life« am 27. Januar in Washington zu ihnen sprach. In seiner
frenetisch gefeierten Rede nannte er Donald Trump einen »Pro-life«-Präsidenten und
versprach, »das Leben« werde nun in den USA »wieder gewinnen«. Im Wahlkampf hatte
das noch ganz anders ausgesehen: Trump galt in den Kreisen, für die die Einstellung eines
Kandidaten zu Abtreibung der wichtigste Wahlprüfstein ist, bestenfalls als wankelmütig.
Der zweimal geschiedene Unternehmer entspricht nicht dem Idealbild eines
gottesfürchtigen Christen. Schlimmer noch, Anfang des Jahrtausends bezeichnete er sich
selbst als »pro-choice«. Im Wahlkampf 2016 versprach er dann zwar, der
Frauengesundheitsorganisation »Planned Parenthood« – Lieblingsfeind der US-
amerikanischen »Lebensschützer« – die staatlichen Gelder zu entziehen. Aber auch hier
traf er den Ton nicht: In einer Art Überkompensation für seine bisherige unklare Haltung
forderte er gar die Bestrafung von Frauen nach Abtreibungen. Daraufhin fühlten sich
die Sprecher der größeren »Lebensschutz«-Organisationen genötigt, diese Forderung
zurückzuweisen: Als »Lebensschutz«-Bewegung sei man »pro-woman« und keineswegs für
eine Bestrafung. Zwar ist es ein Widerspruch, den Fötus als Person und Abtreibung als
Mord zu definieren, die »Mörderinnen« dann aber nicht zu bestrafen. Dennoch ging
Trumps Forderung offenbar zu weit.
Nach der US-Wahl scheinen diese Irritationen vergeben und vergessen, denn Trump hat
»geliefert«: Die Wiedereinsetzung der »Global Gag Rule«, die Nominierung des
konservativen Richters Neil Gorsuch für den Supreme Court und die Entsendung des
Vizepräsidenten und der Regierungssprecherin Kellyanne Conway als Redner zum »March
for Life«. Angesichts der republikanischen Mehrheit in beiden Parlamentskammern hoffen
die evangelikalen und ultrakatholischen Wähler auf die Erfüllung ihrer geheimsten
Wünsche.
Von diesem »Hoffnungsschimmer«, wie sich der Vorsitzende des »Bundesverbandes
Lebensrecht« (BVL), Martin Lohmann, ausdrückte, würden sich die deutschen und
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europäischen »Lebensschützer« auch nur zu gerne beleuchten lassen. Der BVL organisiert
den jährlichen »Marsch für das Leben« in Berlin. Von einer Teilnahme hochrangiger
Regierungsvertreter können die hiesigen »Lebensschützer« wohl weiterhin nur träumen,
seit 2010 hat kein Bundes- oder Landesminister mehr ein Grußwort geschickt. Anlässlich
des letzten Marsches im September 2016 hatten sich vielmehr viele Politiker explizit
distanziert, darunter der Berliner Regierende Bürgermeister Michael Müller (SPD).
Während der Berliner Erzbischof Heiner Koch an der Demonstration teilnahm, distanzierte
sich die Evangelische Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz von dem Marsch
und seinen Inhalten. »Lebensschützer« verfügen in keiner Partei in Deutschland über eine
so starke Basis wie ihr US-amerikanisches Pendant in der republikanischen Partei. Mit zwei
spektakulären CDU-Austritten – Lohmann bereits 2013, im Dezember 2016 Hedwig von
Beverfoerde – entfernte sich die Bewegung in den vergangenen Jahren von den
Christdemokraten. Politische Überschneidungen mit der AfD sind zwar vorhanden, aber
nicht so groß, wie man meinen könnte. Beim »Marsch für das Leben« 2016 durfte die
stellvertretende AfD- Vorsitzende Beatrix von Storch nicht mehr in der ersten Reihe
mitlaufen, Lohmann betonte ausdrücklich die Überparteilichkeit des BVL und der
Demonstration. Die Versuche, den Zugang zu Abtreibung auf lokaler Ebene über die
Weigerung von Ärzten zu beschränken, konnten in der vergangenen Woche durch heftige
öffentliche Proteste abgewendet werden. Auch die Kanzlerin wird die Hoffnungen wohl
enttäuschen und der Einladung Lohmanns zum diesjährigen Berliner »Marsch für das
Leben« nicht folgen – und das nicht nur, weil sie mit der eine Woche später stattfindenden
Bundestagswahl genug zu tun haben wird.
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